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Zur Erstattungsfähigkeit 
von PDE-5-Hemmern 
Nach Marktzula6stmg von Viagra'~. mit dem erstmalig eine orale Behand- 

lung der ereMiten DysfunktiDn möglich wurde, begann plötzlich eine 

öffentlichkeitswirksame Diskussion um das Thema Kassenerstattung 

Solange die Möglichkeiten, die Indikation 

erektile Dysfunktion zu-'behandeln, auf 

eher unangenehme und aufwändige Verfah- 

ren wie z. B. Vakuumerektionshilfe, Schwell- 
körper-Implantate und Injektionsapplikatio- 

nen [z. B. Caverject] beschränkt war, gab es 
keine öffentliche Diskussion um die Kassen- 

erstattung. 

Anfangsversprechen 

Nach Marktzulassung des ersten PDE-5- 

Hemmers (Viagra@] sah sich sogal' das Ge- 

sundheitsministerium gemeinsam mit dem 
Hauptverband der österreichischen Sozial- 

versicherungsträger dazu veranlasst, ein 

Schreiben herauszugeben, in dem versichert 

wurde, dass die soziale Krankenversicherung 

verantwortungsvoll mit der Indikation erekti- 
le Dysfunktion umgehen wird.' Dieses Ver- 
sprechen wUI'de dann auch tatsächlich ein- 

gelöst, denn der Hauptverband hat nach 

einer internen Regelung empfohlen, für fol- 

gende Fälle eine chef- und kontrollärztliche 

Bewilligung zu erteilen: Männer nach Radi- 
kaloperation im kleinen Becken, nach Quer- 

schnittslähmung oder multipler Sklerose; 

nach Verschreibung durch einen Urologen 

nach internistischer Abklärung für maximal 

4 Filmtabletten pro Monat. Dabei wurde aus- 
drücklich erwähnt, dass die Kosten für diese 

Regelung vertl'etbar erschienen, weil durch 
die Ex-ante-Bewilligung durch den Chefarzt 
eine Kostenkontrolle erfolgen könnte. 

Neubewertung 2004 

Das In-Kraft- Treten der so genannten "Ne- 
gativliste" 2 der österreichischen Sozialversi- 

cherung mit 1. April 2004 hat kaum Auf- 

merksamkeit erregt, dies, obwohl unter 

Punkt 5 "Arzneimittel zur Ausübung des Ge- 

schlechtsverkehrs" als nicht erstattungsfä- 

hig qualifiziert wurden. Dabei wurde im Be- 

sondel'en betont, dass Arzneimittel zur An- 
reizung bzw. Verstärkung des Sexualtriebes 

und Arzneimittel, die bei vorhandenem Se- 
xualtrieb die Ausübung des Geschlechtsver- 
kehrs ermöglichen, in diese Kategorie fallen. 
Die erektile Dysfunktion sei zwar eine Krank- 

heit im Sinne des ASVG, aber durch die Ver- 
wendung derartiger Mittel werde nicht das 

Leiden geheilt, sondern lediglich die Ausü- 
bung des Geschlechtsverkehrs ermöglicht. 
Die Negativliste ist allerdings in Zusammen- 
hang mit (} 31 Abs 3 Z 12 ASVG zu be- 

trachten, der bestimmt, dass in begründe- 

ten Einzelfällen die Erstattungsfähgkeit auch 

dann gegeben ist, wenn die Arzneispezialität 

nicht im Erstattungskodex angeführt ist, 
aber die Behandlung aus zwingenden thera- 
peutischen Gründen notwendig ist. Das be- 
deutet, dass der Chefarzt in Einzelfällen auch 

Produkte aus der No-Box oder Negativliste 

genehmigen kann. Was ein zwingender the- 
rapeutischer Grund sein könnte, wurde nicht 

näher definiert. 

OGH-Urteil verändert Praxis 

Viele Chefärzte nahmen in jüngster Zeit eine 

OGH-Entscheidung 3 
- die keinen PDE-5- 

Hemmer, sondern ein Apomorphinpräparat 

betraf - zum Anlass, die jahrelang geübte 
Praxis der Chefarztbewilligungen für Arznei- 

mittel, die der "Ausübung des Geschlechts- 

verkehrs" dienen, nun gänzlich einzustellen. 
Ein ca. Bo-jähriger Patient mit Diabetes mel- 
litus und erheblichen GefäBproblemen hatte 

wegen seiner daraus resultierenden erekti- 
len Dysfunktion auf Kostenübernahme eines 

Apomorphinpräparates, das die Empfäng- 

lichkeit sexueller Reize verbessert, geklagt. 

Der OGH vertrat in dieser Sache die Ansicht, 

dass die Grenze der Leistungspflicht der so- 
zialen Krankenversicherung dort eingezogen 

wird, wo die Bedürfnisse aus der höchstper- 

sönlichen Lebenssphäre des einzelnen Ver- 

sicherten prägend in den Vordergrund tre- 

ten. Aus diesem Bereich stammende Funk- 

tionsstörungen - so' wie auch die der 
Erektionsfähigkeit des Mannes - sind vor 

allem dadurch charakterisiert, dass ihr Auf- 

treten für jeden betroffenen Einzelnen von 

stark unterschiedlichem Gewicht ist. Es han- 
delt sich nicht um "lebenswichtige persönli- 

che Bedürfnisse", daher hat jeder nach sei- 

nen Wünschen die Kosten für die Befriedi- 

gung dieser Bedürfnisse zu tragen. 

Kritische Anmerkungen 

Die Position des OGH, dass die Versicher- 
tengemeinschaft nicht generell dazu berufen 

ist, das "soziale Wohlbefinden" zu finanzie- 

ren, ist anzuerkennen. In diesem Zusammen- 
hang sollte aber beachtet werden, dass sich 

das Urteil nicht auf PDE-5-Hemmer,sondern 

auf Apomorphinpräparate 
, 

die die Empfäng- 

lichkeit sexueller Reize verbessern, bezieht. 
Ein derartiges Höchstgerichts-Urteil für 

PDEc5-Hemmer liegt nicht vor. Die bisheri- 

ge Bewilligungspraxis der Chefärzte bei 

Männern nach Radikaloperation im kleinen 

Becken, nach Querschnittslähmung oder 
multipler Sklerose betraf vor allem jüngere 

Patienten, die in intakten Partnerschaften 
leben und bei denen die Diagnose "erektile 

Dysfunktion" einen ungleich höheren Leidens- 
druck erzeugt sowie massive Auswirkungen 

auf das Familienleben hat. Unseres Erach- 

tens ist es der Versichertengemeinschaft 

sehr wohl zuzumuten, bei diesen vom Schick- 

sal schwer gezeichneten Patienten die finan- 
zielle Bürde zur Verwirklichung des Men- 
schenrechtes auf "Sexualität" (Recht auf Pri- 

vatleben] zu übernehmen. _ 
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